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Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- 


lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
XI. 
Die politiſchen Vereine und Verſammlungen. 
Schluß.) 
b) Die politiſchen Verſammlungen. 


Bei der nahen Verwandtſchaft, in welche die Geſetzgebung das 
Vereins⸗ und Verſammlungsrecht bisher ſtets gebracht hat, iſt man von 
vorneherein ſehr gerne geneigt, die den politiſchen Vereinen eingeräumte 
Sonderſtellung auch ſür die politiſchen Verſammlungen zu erwarten. In 
der That findet ſich in dem Geſetze über das Verſammlungsrecht von 
1867 auch eine Spur hievon, aber der unfertigen, unbeſtimmten Natur 
des Verſammlungsgeſetzes entſprechend iſt es eben nur ein matter Ab⸗ 
klatſch der weit ausgebildeteren Sonderſtellung der politiſchen Vereine. 
In dem Verſammlungsgeſetze exiſtirt kein beſonderer Abſchnitt über die 
politiſchen Verſammlungen, ſondern lediglich ein Paragraph, welcher 
etwas Aehnliches betrifft. Es iſt dies der § 8, welcher beſagt, daß 
„Ausländer weder als Unternehmer, noch als Ordner oder Leiter einer 
Verſammlung zur Verhandlung öffentlicher Angelegenheiten auftreten 
dürfen“, mit dieſem allein werden wir uns demnach beſchäftigen. 

Haben wir in dem erſten Theile unſerer Abhandlung zunächſt 
nach dem Begriffe der „politiſchen Vereine“ gefragt, ſo müſſen wir hier 


zuvörderſt jenen der „Verſammlungen zur Verhandlung öffentlicher An⸗ 
gelegenheiten“ feſtſtellen. Daß der letztere mit jenem „politiſcher Ver⸗ 
ſammlungen“ nicht identiſch iſt, ſpringt vor allem in die Augen; denn, 
wenn das Geſetz den Terminus „politiſche Verſammlungen“ vermieden 
hat, trotz der naheliegenden Analogie der „politiſchen“ Vereine in einem 
gleichzeitig berathenen und kundgemachten Geſetze und obwohl das Wort 
„politiſch“ von ihm ſelbſt wiederholt gebraucht wird („politiſche Landes⸗ 
ſtelle“, „politiſche Behörde“), dann iſt es wohl mit Vorbedacht geſchehen, 
weil der Begriff der „politiſchen Verſammlungen“ ausgeſchloſſen werden 
ſollte. Iſt dies aber richtig, ſo bedarf es auch keiner weitläufigen Be⸗ 
gründung, daß der Begriff der „öffentlichen Angelegenheiten“ weiter 
reicht als jener der „politiſchen“, d. h. (im Sinne des Vereinsgeſetzes) 
ſtaatlichen Angelegenheiten. Kirchliche und ſociale Fragen find ebenfo 
unter den öffentlichen Angelegenheiten zu begreifen als ſtaatliche Pro⸗ 
bleme; ſowie eine Verſammlung den Boden der ihren Mitgliedern eigen⸗ 
thümlichen Intereſſen (z. B. Lohn⸗Strikefragen u. ä. für die Ange⸗ 
hörigen eines beſtimmten Gewerbes) verläßt und ſich auch mit Gegen⸗ 
ſtänden befaßt, welche über dieſen Kreis hinausreichen, hat ſie den 
Boden der öffentlichen Angelegenheiten betreten. 18) 


18) Wir halten es für angezeigt, an dieſer Stelle die Erläuterung einzu⸗ 
ſchalten, welche Pözl gelegentlich der Definition der Vereine, deren Zweck ſich 
auf die öffentlichen Angelegenheiten bezieht, von letzteren gibt. (S. 472 a. a. O.) 
„Dahin“, nämlich zu den eben qualificirten Vereinen, „gehören aber vor Allem 
ſolche Vereine, welche ſich's zur Aufgabe machen, auf die Verfaſſung, Geſetzgebung 
und Verwaltung des bayeriſchen Staates einzuwirken, ſei es zu dem Ende, um 
die diesfalls beſtehenden Zuſtände, Geſetze und Einrichtungen in ihrem dermaligen 
Stande zu erhalten, oder um ſelbe umzugeſtalten oder aufzuheben. Aber nicht 
bloß die Angelegenheiten des Staates ſind öffentliche, ſondern auch die ſeiner 
organiſchen Beſtandtheile, welche ähnlich wie er eine Gemeinſchaft bilden und 
deren Zwecke im Leben zu verwirklichen berufen ſind, wie die verſchiedenen 
öffentlichen Corporationen — die Gemeinden, die Religionsgeſellſchaften und die 
Univerſitäten. Was insbeſondere die Religionsgeſellſchaften angeht, ſo fällt unter 
| den Begriff der öffentlichen Angelegenheiten unbeſtreitbar Alles, was ihre 
Stellung zum Staate und zu anderen Religionsgeſellſchafteu betrifft, dann aber 
auch dasjenige, was das n zu ihren Mitgliedern in rein weltlichen 
Angelegenheiten angeht Ein Verein, der die völlige Trennung der Kirche vom 
Staate zum Zwecke hat, iſt hiernach eben ſowohl ein politiſcher, wie derjenige, 
welcher die Umwandlung des abſoluten Staates in einen conſtitutionellen anſtrebt.“ 
Dieſe Ausführungen erſcheinen uns nicht ganz zutreffend; es liegt ihnen nämlich 
eine ſcharfe Unterſcheidung der öffentlichen Angelegenheiten von den privaten 
nicht zu Grunde. Vereine (und ſo auch Verſammlungen) fördern nach unſerer 
Anſicht Privatintereſſen, wenn ſie mit ihrer Thätigkeit über den Intereſſenkreis 
der Theilnehmer nicht hinausreichen; ſobald dies aber durch eine Extenſion der 
(qualitativ immerhin unveränderten) Thätigkeit geſchieht, greifen ſie in das 
Gebiet der öffentlichen Angelegenheiten ein. Pözl ignorirt dieſen Geſichtspunkt, 
indem er Bildungsvereine als Vereine zur Förderung nicht öffentlicher An⸗ 
gelegenheiten betrachtet, gleichviel, ob ſie die Bildung der Vereinsgenoſſen oder 
dritter Perſonen ſich zur Aufgabe ſetzen, ferner die Wohlthätigkeitsvereine, die 
Vereine zur Förderung der materiellen Intereſſen (landwirthſchaftliche, Gewerbe⸗ 
vereine) u. |. w. In allen dieſen Fällen iſt nach unſerer Anſicht eine Trennung vorzu⸗ 
nehmen. Die Bildungsvereine im engeren Sinne, welche ihre Thätigkeit auf die 


Bon der Unternehmung, Ordnung, Leitung einer zur Verhandlung 
öffentlicher Fragen einberufenen Verſammlung ſind nun Ausländer aus⸗ 
geſchloſſen, das iſt das geſammte Sonderrecht dieſer Verſammlungska⸗ 
tegorie. 

Daß das Geſetz die einfache Betheiligung nicht weiter beſchränkt 
hat, iſt ſehr leicht begreiflich; hätte man bei Verſammlungen, welche 
auf eine allgemeine Einberufung hin von Tauſenden befucht werden 
ſollen, den Zutritt von einer Prüfung der Staatsbürgerſchaft oder der 
Großjährigkeit abhängig gemacht, fo wäre dies einem Verbieten von 
Maſſenverſammlungen factiſch gleichgekommen und doch andererſeits, bei 
der Schwierigkeit den Beſuch einer Volksverſammlung rückſichtlich jeder ein⸗ 
zelnen Perſon zu controliren, die Conſtatirung von Geſetzesübertretungen 
in dieſem Punkte faſt ein Ding der Unmöglichkeit geweſen. Die Veran⸗ 
ſtalter, Ordner und Leiter einer Verſammlung hingegen ſind individuell 


bekannt, hier iſt eine Beſchränkung in der Zulaſſung von Perſonen 


daher ſehr wohl verſtändlich und unerklärlich bleibt es nur, daß man 
nicht ebenſo wie die Ausländer auch die Frauen und Minderjährigen aus⸗ 
geſchloſſen hat. An politiſchen Vereins verſammlungen dürfen die letzteren 
nicht theilnehmen, bei an deren politischen Verſammlungen aber, die ja 
in den Verſammlungen zur Verhandlung öffentlicher Angelegenheiten 
einbegriffen ſind, dürfen ſie ſogar als Veranſtalter, Ordner oder 
Leiter fungiren. Es wäre gewiß ein geringerer Widerſpruch geweſen, 
wenn man Frauen und Minderjährige wegen des Zuſammenhanges 
der bezüglichen geſetzlichen Beſtimmung von Verſammlungen zur Ver⸗ 
handlung öffentlicher Angelegenheiten, welche nicht politiſcher Natur find, 
gleichwie von den politiſchen ferngehalten hätte, als daß ſie aus dieſem 
Grunde zu letzteren ebenſo wie zu den nicht politiſchen zugelaſſen ſind. Die 
Incongruenz, daß Ausländer nicht nur von politiſchen Verſammlungen, 
bei welchen doch allein die Fr emdenqualität maßgebend ſein könnte, 
ſondern auch von Verhandlungen anderer öffentlicher Angelegenheiten 
ausgeſchloſſen ſind, bleibt ja überdies nach der jetzigen Faſſung de 
Geſetzes doch beſtehen 1). a 

Hiemit ſind wir mit dem Analogon der politiſchen Vereinsver⸗ 
ſammlungen zu Ende gekommen. Eine Gruppe eminent politiſcher Ver⸗ 


Vereinsgenoſſen beſchränken, die auf dem Prineipe der Selbſthilfe wurzelnden 
Unterſtützungsvereine, landwirthſchaftliche und gewerbliche Genoſſenſchaften ſind 
Vereine zur Förderung von Privatintereſſen, die Volksbildungsvereine, die Vereine 
zur Armenpflege, zur Hebung der Landwirthſchaſt und der Gewerbe im Allge⸗ 
meinen beſorgen öffentliche Angelegenheiten. Daß in dieſer Beziehung für Ver⸗ 
ee das Gleiche gilt, ſcheint uns keiner beſonderen Beweisführung zu 
bedürfen. 


40) Die Sonderſtellung jener Verſammlungen, deren Zweck ſich auf öffent, ' 


liche Angelegenheiten bezieht, iſt entſchieden eine Reception aus den fremden 
Geſetzgebungen. Das Geſetz von 1849 kannte eine ſolche nicht und dem Ent⸗ 
wurfe von 1863, welcher jeltfam genug in § 2 den Volksverſammlungen die 
allgemein zugänglichen Verſammlungen zu Beſprechungen oder Verhandlungen 
über öffentliche Angelegenheiten gegenüberſtellte, hatten offenbar ſchon 
fremden Vorgänger aus den fünfziger Jahren, wenn auch in unklarer Weiſe, 
vorgeſchwebt. Der Unterſchied zwiſchen dem öſterreichiſchen Geſetze von 1867 
und den belannten fremden Geſetzen beſteht nur darin, 
Sonderſtellung geknüpften juriſtiſchen Conſequenzen nicht zuſammenfallen. In 
Oeſterreich beſteht, wie wir geſehen, die Sonderſtellung in dem Ausſchluß 
der Ausländer von der Leitung ſolcher Verſammlungen, im Auslande meiſtens 
in der für dieſe allein normirten Anzeigepflicht. So verlangt das preußiſche 


Geſetz im § 1 lediglich rückſichtlich der Verſammlungen, in welchen öffentliche Anz | 
gelegenheiten erörtert oder berathen werden ſollen, daß der Unternehmer 24 


Stunden vor dem Beginne der Verſammlung die entſprechende Anzeige erſtatte, 
das bayeriſche (in Art. 2) ſogar nur, wenn zu ähnlichen Verſammlungen 
öffentliche oder allgemeine Einladungen erlaſſen ſind. Das ſächſiſche Geſetz und 
das badische (von 1851) normiren die Anzeigepflicht ebenfalls lediglich für 


die in Rede ſtehenden Verſammlungen (das badiſche ausdrücklich ſogar nur für 
Volksverſammlungen), fügen aber noch einige Beſchränkungen hinzu, durch welche 


ſie ſich dem öſterreichiſchen Rechte theilweiſe nähern. So beſtimmt $ 17 des ba⸗ 
diſchen Geſetzes ausdrücklich, daß nur badiſche Staatsbürger Leiter einer Volks⸗ 
verſammlung fein können. Das ſächſiſche Geſetz erklärt (8 3) nur diejenigen für 
berechtigt, eine Verſammlung einzuberufen, welche dispoſitionsfähig und im Be⸗ 
ſitze der politiſchen Ehrenrechte ſind, und verlangt überdies, daß ſich unter den 
Einb erufern mindeſtens ein Gemeindemitglied des Ortes der Verſammlung be⸗ 
finde; dieſe Beſtimmung gilt indeß für alle Verſammlungen und gehört daher 
nicht unmittelbar hieher. Speciell für die in Rede ſtehende Gruppe gilt in Sachſen 
nur noch das Verbot der Abhaltung im Rayon des Landtags (2 Meilen) während 
der Landtagsſeſſion, ſpeciell für „politiſche Verſammlungen“ das Verbot der Ab⸗ 
haltung in gottesdienſtlichen Gebäuden. In Baden dürfen „Volksverſammlungen“ 
überhaupt gleich den Verſammlungen politiſcher Vereine nicht in einem „Staats⸗ 
gebäude, Gemeindehauſe oder zum Gottesdienſte beſtimmten Gebäude“ tagen 
(& 7 und 18). Der Schwerpunkt liegt ſomit in allen fremden Geſetzen in der 
Anzeigepflicht, von welcher die in Rede ſtehenden Verſammlungen betroffen, die 
meiſten anderen (von den unter freiem Himmel ſtattfindenden natürlich abge⸗ 
ſehen) frei ſind. 5 
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die 


daß die an die 


ſammlungen, jene der Wählerverſammlungen, iſt in dem Geſetze zwar 
noch ſpeciell erwähnt, aber nur, um von der Herrſchaft desſelben exi⸗ 
mirt zu werden; wir haben zudem von dieſer Gruppe ſchon in früheren 
Artikeln 20) weitläufig gehandelt. Es blieben ſomit nur jene politiſchen 
Verſammlungen übrig, welche nicht gerade die Verhandlung politiſcher 
Angelegenheiten zum Gegenſtande haben, z. B. Aufzüge zum Zwecke 
einer politiſchen Demonſtration, für dieſe kommt aber nach dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes die Sonderbeſtimmung bezüglich der Ausländer, 
| welche nur verhandelnde Verſammlungen im Auge hat, nicht zur Anwen⸗ 
dung, wir können daher das Thema des Verſammlungsrechtes in dieſem 
einen Punkte in der That für erledigt halten. 


ü Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Competenz bezüglich der Entſcheidung über die 
Anſprüche auf ein abgeworfenes Hirſchgeweih und zur Frage über 
das beſſere materielle Recht auf letzteres ). 


ö Das k. k. Forſtärar iſt Pächter der Gemeindejagd von T. In 
dieſem Jagdrevier fand Martin K. ein abgeworfenes Hirſchge weih und 
| eignete es fih an. Das k. k. Forſtärar, welches hievon Kenntniß erhielt, 
| erſuchte die Bezirkshauptmannſchaft, den Martin K., welcher keinen Fin⸗ 
derlohn anzuſprechen berechtigt ſei, zur Herausgabe des Geweihes zu 
verhalten. Der über dieſes Anſuchen einvernommene Martin K. weigerte 
ſich das Hirſchgeweih herauszugeben, ſprach es vielmehr als ein Surrogat 
für Wildſchäden für ſich an. 

Darauf erließ die Bezirkshauptmannſchaft nachſtehendes Decret 
an Martin K.: „Da Ihnen als Finder keinerlei Anſpruch auf dieſe 
fremde gefundene Sache zuſteht, ſo wenig wie auf ein junges Wild oder 
auf andere Nutzungen des Wildſtandes, vielmehr ſolche Nutzungen dem 
Jagdberechtigten zuſtehen, Sie auch als Grundeigenthümer niemals 

berechtigt ſein können, das Hirſchgeweih als Entſchädigung für angeb⸗ 

lichen Wildſchaden ſich anzueignen, — ſo werden Sie aufgefordert, 
bei Vermeidung geſetzlicher Folgen, das fragliche Hirſchgeweih dem k. k. 
Forſtärar binnen drei Tagen auszufolgen“. 

Dawider recurrirte Martin K. an die Landesſtelle, ſuchte zu 
deduciren, daß er als Finder einer freiſtehenden Sache Anſpruch auf 
das Hirſchgeweih habe, eventuell ihm ein Finderlohn zukomme, und 
bat um Behebung der recurrirten Verfügung. Indeſſen die Landesſtelle 
gab dem Recurſe keine Folge. 

Nunmehr recurrirte Martin K. an das k. k. Ackerbauminiſterium, 
dieſes erkannte am 10. Juli 1877, 3. 7446 wie folgt: 

„Die Verfügungen der erſten und zweiten Inſtanz werden aufge⸗ 
hoben, weil es ſich im vorliegenden Falle um die Entſcheidung einer 
Eigenthumsfrage handelt, um die Frage nämlich, ob der Finder, der 
Grundeigenthümer oder der Jagdberechtigte Anſpruch auf ein abgewor⸗ 
fenes und gefundenes Hirſchgeweih habe, beziehungsweiſe wem daran 
das Eigenthum zuſtehe, — zur Entſcheidung über Eigenthumsfragen 
aber nicht die politiſchen Behörden, ſondern die Gerichte berufen ſind“. 


Bemerkung des Einſenders. 


Nach der Meinung des Einſenders laſſen ſich für die Anſicht, daß 
der Ausſpruch über das Recht auf das Hirſchgeweih von der politiſchen 
Behörde zu fällen kommt, folgende Gründe anführen: Als eine 
verlaffene Sache im Sinne des § 386 des allg. b. G. B. ſtellt ſich 
das Geweih gewiß nicht dar, weil hierzu ein abſichtliches Verlaſſen 
der Sache ſeitens eines Eigenthümers nothwendig geweſen wäre. Von 
einem Funde nach den Vorſchriften des allg. b. G. B. kann aber 
deshalb nicht die Rede ſein, weil ein bekanntes oder unbekanntes 
Rechtsſubject, welches die Sache verlor, nicht beſteht. Es handelt ſich 
alſo um die Entſcheidung, ob ein abgeworfenes Hirſchgeweih eine 
freiſtehende Sache nach 8 287 des allg. b. G. B. oder aber ein 
Gegenftand der Jagdnutzung ſei. Die diesfällige Entſcheidung fällt 
in die Competenz der politiſchen Behörde, weil die Abgrenzung zwiſchen 


| 20) Vgl. Jahrgang 1877 dieſer Zeitſchrift, Nr. 9 und 20, ſowie Jahr⸗ 
gang 1875, Nr. 35. 

) Vgl. dieſe Zeitſchrift Nr. 46, 48, 50 und 51 ex 1875, Nr. 1, 8, 48 
"ex 1876 und Nr. 2 ex 1877. 


Objecten, welche allen Mitgliedern des Staates zur Zueignung 
überlaſſen ſind und jenen, welche zur Jagdgerechtigkeit gehören, nur 
aus der Fixirung des gegenſtändlichen Umfanges des Jagdrechtes ſich 
ergeben kann, dieſe Fixirung aber der politiſchen Behörde um deswillen 
zuſteht, als § 383 des allg. b. G. B. das Jagdrecht als Gegenſtand 
der politiſchen Geſetze anerkennt, als dieſes Recht thatſächlich durch die 
politiſchen Geſetze vom 28. Hornung 1786 und 7. März 1849, durch 
die Wildſchongeſetze u. ſ. w. beſtimmt wurde, deren Handhabung auch 
den politiſchen Behörden anvertraut iſt, als endlich dieſe Behörden 
ſchon in mehreren Fällen den ſtreitigen oder zweifelhaften Umfang des 
Jagdrechtes definirt haben, z. B. ob gewiſſe Vögel zur Jagd gehören 
oder freiſtehende Sachen ſind, ob gewiſſe andere Thiere (z. B. Kanin⸗ 
chen) Jagdthiere ſind oder nicht, ob wiederum andere Thiere Jagd⸗ 
thiere ſind oder als Raub⸗ oder ſonſt ſchädliche Thiere freiſtehen, ob 
die Eier und Neſter des Federwildes als Gegenſtände der Jagdgerech⸗ 
tigkeit oder als freiſtehende Sachen anzuſehen ſind u. ſ. w. Auch im 
vorliegenden Falle, kommt in erſter Linie die Frage zu löſen, ob das 
abgeworfene Hirſchgeweih ein Object des Jagdrechtes ſei und erſt bei 
verneinender Beantwortung, ob eine freiſtehende Sache u. ſ. w. Für 
die Anſchauung ferner, daß das abgeworfene Hirſchgeweih thatſächlich 
ein Gegenſtand der Jagdnutzung ſei, ließe ſich nach der Meinung des 
Einſenders anführen, daß das Geweih ſelbſt nach dem Abwerfen nur 
als ein durch das Jagdthier producirter Zuwachs betrachtet werden 
müſſe, gerade jo wie die Eier des Federwildes, die doch an und für 
ſich noch kein Wild find und deren Sammeln die beſtehenden Schonge⸗ 
ſetze nur dem Jagdͤberechtigten (unter gewiſſen Einſchränkungen) geſtatten, 
und daß nicht verkannt werden könne, daß zwiſchen dem abgeworfenen 
Hirſchgeweih und dem ſelbſtgeſpießten Wild, welch' letzteres ja auch nur 
mehr eine unbelebte, von Jedermann auffindbare Sache iſt, eine nahe 
Analogie beſteht, bezüglich des ſelbſtgeſpießten Wildes aber durch die 
poſitive Vorſchrift des 8 19 der Jagdordnung vom 28. Hornung 
1786 die Zueignung ſeitens des Finders ausdrücklich ausgeſchloſſen und 
der Anſpruch des Jagdberechtigten darauf anerkannt iſt. R. 


Ablehnung der 8 Ingerenz im Falle eines in Gemäßheit 
des § 154 a. b. G. B. für eine Gemeindearme zu leiſtenden 
Unterhaltes. 


Die Bezirkshauptmannſchaft R. hat unterm 9. December 1876 
das Begehren des Gemeindevorſtandes in H. um Verhaltung des 
Thomas U. in R. zur Leiſtung des nöthigen Unterhaltes an ſeine in 
H. zufländige Mutter Barbara U. unter Hinweifung auf § 154 a. b. 
G. B. ab⸗ und vor die Gerichte gewieſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte der Gemeindevorſtand von 
H. unter Berufung auf das Heimatgeſetz an die Statthalterei. 

Im Einbegleitungsberichte ſagte der Bezirkshauptmann, daß 

Barbara U. nach H. zuſtändig, arm und erwerbsunfähig ſei, daher 
die Gemeinde nach $ 10 Gem.⸗Ord., § 24 des Heim.⸗Geſetzes und nach 
dem böhmiſchen Armengeſetze (3. December 1868) verpflichtet ſei, für 
deren Unterhalt zu ſorgen. Dieſer a wolle ſich die Gemeinde 
entledigen, weil der Sohn Thomas U. der Barbara U. in der Lage | 
fet, feine Mutter zu erhalten. Nach 8 154 a. b. G. B. und 8 23 
des Heim.⸗Geſ. ſeien derlei Anſprüche im Civilrechtswege geltend zu 
machen; inzwiſchen habe die Gemeinde die Barbara U. zu erhalten, vorbe⸗ 
haltlich ihrer Erſatzanſprüche. Die J Ingerenz der politiſchen Behörde ſei hier 
nicht begründet. Barbara U. hätte im Rechtswege den Unterhalt von ihrem 
Sohne zu verlangen; die Gemeinde H. habe vorläufig die Verſorgung 
der Barbara U. zu tragen und ſeinerzeit auf Grund des § 39 Heim⸗ 
Geſ. nur um Beſtimmung des Betrages, der ihr als Erſatz für den 
jo gemachten Auſwand gebühre, bei der Bezirkshauptmannſchaft 
anzuſuchen. 
f Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 15. Jänner 1877 der 
Berufung der Gemeinde unter Beſtätigung des angefochtenen Beſcheides 
aus den in demſelben und in dem bezogenen Berichte angeführten 
Gründen keine Folge gegeben. 

In Folge deſſen hat die Bezirkshauptmannſchaft den Gemeinde⸗ 
vorſtand in H. mit dem Beiſatze verſtändigt, daß es Sache der 
Bar bara U. ſei, ihre Anſprüche gegen ihren Sohn im Rechtswege geltend zu 
machen; daß die Gemeinde H. jetzt der Barbara U. den Unterhalt gewähren 


müſſe und ſeinerzeit im Grunde des § 39 Heim.⸗Geſ. von der 
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politiſchen Behörde nur die Beſtimmung der Höhe des Erſatzes für die 
Verpflegung der Barbara U. verlangen könne. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Gemeindevorſtand von H. die 
Miniſterialberufung eingebracht. In derſelben wird ausgeführt, daß die 
Verpflichtung der Gemeinde zur Armenverſorgung ihrer Angehörigen 
nur ſubſidiariſch ſei; daß Thomas U. in R. nicht nur erwerbsfähig, 
ſondern ſogar vermögend iſt, daher die Gemeinde nichts zu zahlen 
habe. Es handle ſich zunächſt um die Frage, ob die Gemeinde die 
Unterhaltsverpflichtung hat und darüber haben die politiſchen Behörden 
zu entſcheiden. Wenn die Gemeinde nicht das Recht hat, den Sohn 
Kr U. auf die Beſtreitung des Unterhaltes ſeiner Mutter zu 
klagen, ſo könne die Gemeinde kein Recht haben, den Erſatz des be⸗ 
ſtrittenen Unterhaltes zu begehren. Die Mutter aber werde den Sohn 
nie klagen. Die Betretung des Rechtsweges ſei für die Gemeinde ſehr 
ſchwierig, koſtſpielig und der Erfolg problematiſch, zumal die politiſchen 
Erkenntniſſe vorliegen, wornach die Gemeinde verpflichtet erkannt iſt, 
Ki den Unterhalt der Barbara U. zu forgen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat ddo. 30. März 1877, 
8. 3424 erkannt: „Der Berufung des Gemeindevorſtandes in H. 
gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung vom 15. Jänner 1877 wird, 
„ mit derſelben in Uebereinſtimmung mit dem Beſcheide der 
Bezirkshauptmannſchaft vom 9. December 1876, das Begehren des 
Vorſtandes der Gemeinde H. um Verhaltung des Thomas U. in R. 
zur Leiſtung des nöthigen Unterhaltes an ſeine in H. zuſtändige 
Mutter Barbara U. abgelehnt wurde, keine Folge gegeben, jedoch 
wird zur Klarſtellung ausgeſprochen, daß die Gemeinde H. verpflichtet 
iſt, die Verſorgung der armen Barbara U. zu übernehmen, daß es der 
Gemeinde jedoch unbenommen bleibt, nach $ 23 und § 38 des Geſetzes 
vom 3. December 1863 von dem nach dem Civilrechte Verpflichteten 
den Erſatz des gemachten Aufwandes im Civilrechtswege zu bean⸗ 
ſpruchen und nach § 39 dieſes Geſetzes von der politiſchen Behörde 
die Beſtimmung des Betrages der aufgewendeten Verpflegskoſten zu 
begehnen H. 


R m Falle der Erecntivn auf die Bezüge aus einem Dienftverhält- 

niſſe iſt die Beurtheilung, ob das Dienſtverhältniß im Sinne der 

Alinca 2 des § 2 des Geſetzes vom 29. April 1873, Nr. 68 N. 

G. Bl., ein dauerndes ſei, Ne die nungen des Dienſtgebers 
edingt. 


J. N., Diurnift beim Prager Magiſtrate, hatte ſich mittelſt No⸗ 
tariatsactes zur Zahlung eines Betrages von 1600 fl. verbindlich 
erklärt. Bei nicht erfolgter Einhaltung ſeiner Verbindlichkeit ſtellte der 
Gläubiger A. H. beim Prager k. k. Landesgerichte die Bitte um exe⸗ 
cutive Einantwortung und Erfolglaſſung des die executionsfreie Summe 
von 600 fl. überſteigenden Betrages von dem, dem J. N. als Diur⸗ 
niſt des Prager Magiſtrates bei der Stadthauptcaſſe zur Zahlung an⸗ 
gewieſenen Diurnums jährlicher 1000 fl. u. z. bis zur Hereinbringung 
der Forderung per 1600 fl. ſ. N. G. 
| Dieſem Geſuche wurde ſeitens des k. k. Landesgerichtes ſtattge⸗ 
geben und die Stadthauptcaſſe angewieſen, den obigen Betrag jeweilig 
an den Exequenten auszuzahlen. 

Hierüber theilte jedoch der Prager Stadtrath dem k. k. Landes⸗ 
gerichte mit, daß der Vollzug obiger Execution der Stadtbuchhaltung 
nicht aufgetragen werden könne, weil das Dienſtverhältniß, in welchem 
B N. ſeine Thätigkeit als Diurniſt bei der Prager Stadtgemeinde ver⸗ 
wendet, im Sinne des Geſetzes vom 29. April 1873, Nr. 68 R. G. 
Bl. kein dauerndes iſt, die Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſomit auf 
ſein Diurnum per 1000 fl. keine Anwendung finden können, indem 
dieſes Dienſtverhältniß jeden Augenblick gelöst werden kann, ohne daß 
die Prager Stadtgemeinde für den Fall der Auflöſung desſelben an 
irgend eine Kündigungsfriſt gebunden wäre. Zugleich ſtellte der Stadt⸗ 
rath das Anſuchen, hievon den Exequenten A. H. zu verſtändigen, 
welchem Begehren mit dem Beſcheide des Prager Landesgerichtes vom 
16. Sept. 1876, 3. 30499, willfahrt wurde. 

Den gegen dieſen Beſcheid eingebrachten Recurs des A. H. wies 
das O. L. G. in Prag unterm 17. October 1876, 3. 27065 ab, 
weil die Beurtheilung, ob das Dienſtverhältniß im Sinne des $ 2 
(Alinea 2) des Geſetzes vom 29. April 1873, Nr. 68 R. G. Bl. 
ein dauerndes ſei, durch die Anführungen des Dienſtgebers bedingt iſt, 
nach Inhalt dieſer Anführungen aber das Dienſtverhältniß des J. N. 


+ 


ein dauerndes nicht ift und Recurrent die Execution eben nach 8 2 
und nicht nach § 3 dieſes Geſetzes begehrt hat. 

Ueber Reviſionsrecurs des A. H. beſtätigte der k. k. oberſte Ge⸗ 
richtshof unterm 14. December 1876, 3. 14456 die obergerichtliche 
Entſcheidung mit Hinweis auf deren Gründe. Ger. H. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern an ſämmtliche Landesſtellen vom 21. April 

1877, 3. 4477 betreffend die mit der k. ſächſiſchen und mit der k. preußiſchen 

Regierung getroffene Vereinbarung in Abſicht auf das bei Abſchiebung der 

gegenſeitigen Staatsaugehörigen mittelſt Zwangspaſſes (gebundener Marſchroute) 
zu beobachteude Verfahren. 


Die kaiſerl. königl. öſterreichiſche Regierung hat mit der königl. ſächſiſchen 
und mit der königl. preußiſchen Regierung in Abſicht auf das Verfahren bei 
Abſchiebung der gegenfeitigen Staatsangehörigen mittelſt Zwangpaſſes (gebun⸗ 
dener Marſchroute) in die gegenſeitigen Länder, beziehunge weiſe bei dem 
Durchtransporte von derlei Schüblingen über die beiterjeitigen Gebiete in's 
Ausland, folgen e Vereinbarung getroffen: 

1. Die gegenſeitigen Polizeibehörden haben den Zwangspäſſen (gebun⸗ 
denen Marſchrouten) beglaubigte Abſchriften von den die Staats⸗ und Heimatan⸗ 
gehörigkeit der Abgeſchobenen darthuenden Documenten, beziehungsweiſe, wenn 
die Ausweiſung mittelſt Zwangsviſa auf Reiſepäſſen erfolgt, welche ſich im Be⸗ 
ſitze der betreffenden Perſonen befunden haben, dieſen Päſſen ſelbſt beglaubigte 
Abſchriften von den bezeichneten Documenten, insbeſondere auch von den bezüg⸗ 
lichen Uebernahmszuſicherungen der betreffenden ausländiſchen Heimatsbehörden, 
zum Gebrauche für die Einbruchsſtation in einer Weiſe beizuſchließen, daß dieſe 
Abſchriften ſelbſt zu integrirenden Beſtandtheilen der Zwangspäſſe (Marſchrouten) 
reſp. der urſprünglichen Reiſepäſſe werden; wogegen die Originaldocumente wie 
bisher direct an die Heimatsbehörde des Schüblings einzuſenden ſein werden. 

2. In jenen Fällen, wo die auszuweiſenden Perſonen ſich nicht im Be⸗ 
ſitze von Deeumenten befinden, die ihre Staatsbürgerſchaſt zweifellos nachweiſen 
oder bezüglich welchen die Uebernahmserklärung ſeitens der ausländiſchen Behörde 
noch nicht vorliegt und daher die Abſchiebung vor der Conſtatirung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe nicht erfolgen kann, wird den beiderſeitigen Behörden der betheiligten 
Staaten die ſchleunigſte Erledigung der diesfalls ergangenen Requiſitionen zur 
Pflicht gemacht. 

Die k. k. Statthalterei wird aufgefordert, die politiſchen und Polizeibe⸗ 
hörden des unterſtehenden Verwaltungsgebietes unter Bekanntgabe der vorſtehen⸗ 
den, vereinbarten Beſtimmungen anzuweiſen, daß ſie ſich bei Ausübung ihrer 
diesfälligen Amtshandlungen genau nach dieſen Beſtimmungen zu benehmen haben. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 6. Mai 1877, 3. 6325 in Betreff 
der bon einer bereits im Betriebe ſtehenden Eiſenbahn behufs Ermittlung der 
Eiſenbahngrundſtücke in Gemäß heit des Geſetzes vom 19. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 70 über die Anlegung von Eiſenbahnbüchern zu liefernden Nachweiſungen. 


Anläßlich eines jpeciellen Falles, in welchem die Unternehmung einer 
bereits im Betriebe ſtehenden Eiſenbahn die zuſtändige politiſche Bezirksbehörde 
im Sinne 8 35 des Geſetzes vom 19. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 70 um Be⸗ 
ſtätigung der nach 8 19 dieſes Geſetzes ausgefertigten Mappen und Verzeich⸗ 
niſſe über die ihr gehörigen Grundſtücke gebeten, dieſe Behörde aber noch die 
Ergänzung der Eingabe durch Anſchluß einer nach dem Formulare 5 der 
Vollzugsvorſchrift vom 31. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 87 anzufertigenden Auf⸗ 
ſchreibung über die Kataſtralbezeichnungen, welche die einzelnen Grundſtücke zur 
Zeit der Erwerbung durch die Unternehmung führten und über die Beſitzvor⸗ 
gänger der Eiſenbahnunternehmung verlangt hatte, — findet das Miniſterium 
des Innern nach mit dem k. k. Juſtiz⸗ und dem k. k. Handelsminiſterium ge⸗ 
pflogenem Einvernehmen der k. k. Statthalterei Folgendes zu eröffnen: 

Das Verfahren zum Zwecke der Ermittlung der Eiſenbahngrundſtücke iſt 
ein weſentlich verſchiedenes, je nachdem die betreffende Eiſenbahn im Betriebe 
ſteht oder nicht. 


Wenn die Eiſenbahn noch nicht im Betriche ſteht, ſo muß der Erwerb 
der Eiſenbahn geprüft werden, und es findet zu dieſem Zwecke ein gerichtliches 


Verſahren ſtatt. 
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Steht dagegen die betreffende Eiſenbahn bereits im Betriebe, ſo unter⸗ 
bleibt die Unterſuchung des Erwerbes der Eiſenbahngrundſtücke und man hat 
ſich wie aus dem Wortlaute des § 35 des Geſetzes vom 19. Mai 1874, R. G. 
Bl. Nr. 70 hervorgeht, auf die Conſtatirung des thatſächlichen Beſitzſtan des zu 
beſchränken, mit welcher in erſter Linie die politiſche Behörde betraut iſt. 

In Folge deſſen hat eine bereits im Betriebe ſtehende Eiſenbahn zum 
Zwecke der Einleitung der Ermittlung der Eiſenbahngrundſtücke nicht die im 
Geſetze vom 19. Mai 1874, § 19, 3. 3 und 4 bloß bei Bahnſtrecken, die noch 
nicht im Betriebe ſtehen, geforderten Nachweiſungen zu liefern. 

Hieraus ergibt ſich auch, daß es zwecklos wäre, von der Eiſenbahn zu 
verlangen, in die nach § 19, Z. 1 vorzulegenden Verzeichniſſe ſolche Daten 
aufzunehmen, welche für das nachfolgende Verfahren nicht verwerthbar wären. 

Um jedem Zweifel über den Umfang der von der Eiſenbahn zu liefern⸗ 
den Nachweiſungen zu begegnen, hat das Juſtizminiſterium in der Verordnung 
vom 31. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 87, §§ 7 und 8 die Einrichtung der von 
den Eiſenbahnen vorzulegenden Verzeichniſſe genau geregelt. 

Es fehlt demnach an jedem Grunde von einer im Betriebe ſtehenden 
Eiſenbahn Nachweiſungen zu verlangen, welche über das im § 7 der eitirten 
Verordnung bezeichnete Maß hinausgehen. 

Hievon ſind die Unterbehörden zum Zwecke der Vermeidung ungerecht⸗ 
fertigter Hemmniſſe und zur Erzielung eines gleichſörmigen Vorganges zu ver⸗ 
ſtändigen. - 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die beim oberſten Rechnungshoſe erledigte Hofraths⸗ 
ſtelle dem Statthaltereirathe Karl Ritter von Zwölf verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem kaif. Rathe und Official Anton Thaller 
anläßlich deſſen Penſtonirung die allerh. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben in die nach Anton Thaller erledigte Officialsſtelle 
der ſiebenten Diätenclaſſe den Official Joſeph Swoboda und den beim Mini⸗ 
ſterium für Cultus und Unterricht in Verwendung ſtehenden Official Heinrich 
Wiedl taxfrei zum Official in Allerhöchſt ihrer Militärkanzlei mit dem Range 
der achten Diätenclaſſe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Landesſchulinſpector Dr. Mathias Wretſchko 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberinſpectoren der priv. Südbahngeſellſchaft 
Joſef Ritter v. Bretzner und Karl Foggy, dem Erſteren den Titel eines Re⸗ 
gierungsrathes mit Nachſicht der Taxen, dem Letzteren das Ritterkreuz des Franz 
Joſef Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten zweiten Archivar Joſef Fiedler im Haus⸗, Hof⸗ und Staats⸗ 
archiv zum wirkl. Sectionsrathe und erſten Haus⸗, Hof⸗ und Staatsarchivar 
und den Archivsconcipiſten erſter Claſſe Dr. Hieronymus Weyda zum Haus«, 
Hof⸗ und Staatsarchivar ernannt; dann dem Archivsconcipiſten erſter Claſſe 
Dr. Conſtantin Cdlen v. Böhm den Titel und Charakter eines Haus⸗, Hof⸗ 
und Staatsarchivars, ſowie dem Archivsofficialen erſter Claſſe Wilhelm Klemm 
den Titel und Charakter eines Archivsadjuncten verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Seckionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus und Unterricht Dr. 
Hermann Ferdinand Burian zum Sectionsrathe in dieſem Miniſterium ernannt. 

Das Miniſterium des Aeußern hat dem Concipiſten zweiter Claſſe Dr. 
Guſtav Winter eine Concipiſtenſtelle erſter Claſſe und dem Conceptsaſpiranten 
Johann Paukert eine Concipiſtenſtelle zweiter Claſſe verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Dr. Franz Simonit 
in Graz zum Amanuenſis der Wiener Univerſitäts⸗Bibliothek ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Heinrich Bancala ri 
zum Finanzobercommiſſär für den Bereich der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Karl Gratzka zum 
Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartement der Lemberger Finanz⸗Landes⸗Direction 
ernannt. 


Erledigungen. 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der Gmundner Forſt⸗ und Domänen⸗Direetion 
in der eilſten Rangsclaſſe, bis Ende Juli (Amtsbl. Nr. 157). : 

Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen mit der eilften Rangsclaſſe, bis Ende 
Juli (Amtsbl. Nr. 157). f 

Amtsprakticantenſtelle beim Wiener⸗Hanptzollamte mit 300 fl. Adjutum, 
bis 15. Auguſt (Amtsbl. Nr. 160). 
——.——....—.f᷑ß?:.—.k.k;k.—ꝶ̃ͥͤ—!— K—— K. 

Ein Regierungsconeipiſt, 
aus Kärnten, wünſcht mit einem in gleicher Rangsclaſſe dienenden politiſchen 
Beamten in den Kronländern Ober:, Niederöſterreich, Salzburg, Steiermark 
oder Böhmen einen Tauſch einzugehen und erſucht, diesbezügliche Anträge 
längſtens binnen 3 Wochen an ihn gelangen zu laſſen. Die Adreſſe iſt bei 
der Expedition dieſes Blattes zu erfragen. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


